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Vereinssatzung
(zuletzt geändert am 21.10.2020) 

 
1. Name und Sitz des Vereins 

Der Verein führt den Namen AG Tierschutz Pferde & Co e.V. Er ist parteipolitisch und kon-
fessionell neutral.  
 
Sitz des Vereins ist in 76327 Pfinztal, Steigstraße 27. 
 
Gerichtsstand ist Karlsruhe. 

 
2. Vereinszweck 

Der Verein hat das Ziel, den Tierschutzgedanken zu vertreten, zu fördern und ihn den Men-
schen nahe zu bringen. Zentrale Aufgaben sind die Aufnahme, Unterbringung, Pflege und 
Betreuung von Nutz- und Haustieren. 
 
Ergänzende Ziele sind Beratung in Tierschutzfragen, Aufklärung von Tierquälerei sowie die 
Kooperation mit anderen Tierhilfeorganisationen. 
 
Tiere werden nur in Ausnahmefällen und ohne wirtschaftliche Ziele weitervermittelt, z.B. 
wenn die Alleinhaltung eines Tieres einer artgerechten Haltung widerspricht. 
 

3. Gemeinnützigkeit 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Ab-
schnitts “steuerbegünstigte Zwecke” der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig; er 
verfolgt in erster Linie keine eigenwirtschaftlichen Interessen.  
 
Der Vorstand, Vereinsmitglieder und sonstigen Helfer/innen des Vereins arbeiten grund-
sätzlich ehrenamtlich. Zur Aufrechterhaltung eines geordneten Tierschutzbetriebes können 
ergänzend jedoch Arbeitsverträge abgeschlossen werden. 
 
Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. 
 
Rücklagen dürfen im Rahmen der Vorschriften des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ 
der Abgabenordnung gebildet werden. 
 
Die Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung des 
Vereins keine Anteile am Vereinsvermögen. 
 
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 
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4. Finanzen 

Die finanziellen Mittel bestehen im Wesentlichen aus: 
- Mitgliedsbeiträgen 
- Tierpatenschaften 
- Spenden, Vermächtnissen und sonstige Zuwendungen (z. B. Sponsoreneinnahmen) 
- Einnahmen aus Besucher-Veranstaltungen 

 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
Der Jahresabschluss für ein Geschäftsjahr ist in der darauffolgenden Mitgliederversamm-
lung zur Entlastung des Vorstandes vorzulegen. 

 
5. Mitgliedschaft 

5a Erwerb der Mitgliedschaft 

Mitglieder des Vereins können natürliche Personen ab Vollendung des 16. Lebensjahres wer-
den sowie juristische Personen. Kinder und Jugendliche bis zum 16. Geburtstag können bei 
schriftlicher Zustimmung eines gesetzlichen Vertreters ebenfalls Vereinsmitglied sein, haben 
jedoch noch kein Stimmrecht. 
 
Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, über 
den der Vorstand entscheidet. Ein Anspruch auf Aufnahme in den Verein besteht nicht. Die 
Ablehnung einer Aufnahme muss nicht begründet werden. 
 
Der Vorstand kann Ehrenmitglieder ernennen, die durch ihre Tätigkeit den Verein nennens-
wert unterstützen und zur Verwirklichung des Vereinszwecks in besonderem Maße beitra-
gen. Ehrenmitglieder haben alle Rechte eines ordentlichen Mitglieds. 
 
Eine Mitgliedschaft ist nicht übertragbar und nicht erblich. 

 
5b Mitgliedsbeitrag 

Die Höhe der Mitgliedsbeiträge wird auf Vorschlag des Vorstandes von der Mitgliederver-
sammlung beschlossen. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Jahresbeitrag ganz 
oder teilweise stunden oder erlassen (z.B. bei Sozialfällen). 
 
Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. 
 
Mitgliedsbeiträge werden vom Verein im Lastschriftverfahren eingezogen. Nur in Ausnah-
mefällen kann vom Mitglied per Überweisung oder Dauerauftrag gezahlt werden (z.B. bei 
Mitgliedern im Ausland). Barzahlung ist wegen des Verwaltungsaufwandes nicht möglich. 
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5c Beendigung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft endet durch Tod eines Mitglieds, Auflösung der juristischen Person, Aus-
tritt (Kündigung) oder durch Ausschluss. 
 
Ein Austritt ist mit einer Frist von einem Monat zum Jahresende durch schriftliche Mittei-
lung möglich. Bereits gezahlte Beiträge werden nicht anteilig zurückerstattet. 
 
Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus wichtigem Grund vom 
Verein ausgeschlossen werden. Wichtige Gründe sind z.B.: 

- wenn bereits fällige Beiträge trotz zweifacher schriftlicher Aufforderung nicht bezahlt 
werden.  

- bei vereinsschädigendem Verhalten gegenüber Mitgliedern, ehrenamtlichen Helfern, 
Geschäftspartnern oder sonstigen Verbundenen des Vereins. 

- wenn der Verein in der Öffentlichkeit in Misskredit gebracht wurde oder die Interes-
sen des Vereins in anderer Weise grob verletzt wurden. 

Vor einem Ausschluss sind dem Mitglied die Gründe zu nennen und ihm die Gelegenheit 
zur schriftlichen Stellungnahme zu geben. Dazu hat das Mitglied 30 Tage Zeit. Der Aus-
schlussvollzug ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen. 

 
5d Sonstiges  

Bei der Tierversorgung und Pflege der Anlagen mitwirkende ehrenamtliche Helfer müssen 
nicht zwingend Mitglied des Vereins sind.  
 
Für Vereinsmitglieder und Helfer gilt die Haftungsbeschränkung gem. § 31b BGB, siehe 
hierzu Ziffer 10. 
 
Die Unterbreitung von Vorschlägen zu Verbesserungen in der Tierhaltung und/oder für be-
triebliche Abläufe ist ausdrücklich erwünscht. 

 
6. Organe  

Die Organe des Vereins sind: 
 

- der Vorstand 
- die Mitgliederversammlung 

 
7. Vorstand 

Der Vorstand i.S. von § 26 BGB besteht aus der/dem Vorsitzenden, der/dem stellvertreten-
den Vorsitzenden und der/dem Kassenwart/in.  
 
Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von min-
desten 3 Jahre einzeln gewählt. Vorstandsmitglieder können ausschließlich Mitglieder des 
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Vereins werden; bei Beendigung der Mitgliedschaft endet auch das Amt als Vorstandsmit-
glied. Ein Vorstandsmitglied bleibt nach Ablauf seiner Amtszeit bis zur Nachwahl im Amt. 
Eine Wiederwahl ist beliebig oft möglich. 
 
Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die 
Satzung der Mitgliederversammlung übertragen sind. Zwei Vorstandsmitglieder vertreten 
den Verein gerichtlich und außergerichtlich gemeinsam. 
 
Die Vorstandschaft beschließt in Sitzungen, zu denen der/die Vorsitzende einlädt, oder bei 
Verhinderung der/die Stellvertreter/in. Vorstandssitzungen finden jährlich mindestens vier-
mal statt, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder anwesend sind. Beschlossen wird mit 
einfacher Mehrheit. 
 
Für Vorstandsmitglieder gilt die Haftungsbeschränkung gem. § 31a BGB  - siehe Ziffer 10. 

 
8. Mitgliederversammlung 

8a Aufgaben der Mitgliederversammlung 

- Wahl von Vorstandsmitgliedern, des/der Kassenwart/in und des/der Kassenprüfer/in 
- Jährliche Entlastung des Vorstands 
- Satzungsänderungen 
- Festsetzung der Mitgliedsbeiträge 
- Ausschluss eines Mitglieds 
- Auflösung des Vereins 

 
8b: Einberufung der Mitgliederversammlung 

Eine ordentliche Mitgliederversammlung hat mindestens einmal jährlich nach Möglichkeit 
im ersten Quartal des Jahres stattzufinden.  
 
Hierzu bedarf es einer schriftlichen Einladung durch den Vorstand unter Einhaltung einer 
Frist von mindestens zwei Wochen mit Nennung der Tagesordnung. Die Frist beginnt mit 
dem auf die Absendung der Einladung folgenden Tages an die letzte vom Mitglied dem Ver-
ein schriftlich bekanntgegebenen Anschrift. 
Adress- und Namensänderungen müssen dem Vorstand schriftlich mitgeteilt werden. 
 
Die Tagesordnung legt der Vorstand fest. Über weitere Änderungsanträge zur Tagesord-
nung in der Mitgliederversammlung beschließt dann die Mitgliederversammlung. 
 
Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn das 
Interesse des Vereins es dringend erfordert oder wenn 1/3 der Mitglieder dies schriftlich 
unter Angabe der Gründe beantragen. 
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Ehrenamtliche Helfer sind berechtigt, an Mitgliederversammlungen teilzunehmen, weil sie 
nennenswert zur Erzielung des Vereinszwecks beitragen. Der Vorstand oder die Mitglieder-
versammlung können die Teilnahme von ehrenamtlichen Helfern im Einzelfall ausschlie-
ßen. 
 
Mitgliederversammlungen sind nicht öffentlich. Über die Zulassung von Gästen beschließt 
ggfls. die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit.  
 
Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet. Der/die Protokol-
lant/in wird vom Versammlungsleiter bestimmt. 
 

8c Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Art der Abstimmung (offen oder geheim) bestimmt der Versammlungsleiter. Es ist 
schriftlich (geheim) abzustimmen, sofern dies die Mitgliederversammlung mehrheitlich 
beschließt. 
 

(2) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der gültigen Stim-
men. Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen.  
 
Davon abweichend ist für Satzungsänderungen eine Mehrheit von 3/4 der abgegebe-
nen gültigen Stimmen erforderlich. Die Auflösung des Vereins ist in Ziffer 11 geregelt. 
 

(3) Abstimmungsberechtigt sind alle Mitglieder des Vereins, die das 16. Lebensjahr vollen-
det haben; bei Familienmitgliedschaften ein gesetzlicher Vertreter. Jedes Mitglied hat 
eine Stimme. 
 

(4) Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt 
werden. Eine Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu ertei-
len. Ein Mitglied darf nicht mehr als zwei andere Stimmen vertreten. 
 

(5) Bei Personenwahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmen erhalten hat. Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmen erhalten, findet zwischen den meisten Stimmen eine Stichwahl statt. Gewählt 
ist bei der Stichwahl derjenige mit den meisten Stimmen. 
 

(6) Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das mindestens fol-
gende Feststellungen enthalten soll: 

 

- Ort, Datum und Zeit der Versammlung 
- die Nennung des/der Versammlungsleiters/in und des/der Protokollführers/in 
- die Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung 
- die Anzahl der erschienenen Mitglieder bzw. schriftlich eingereichten Beschlüsse 
- die Tagesordnung 
- die gefassten Beschlüsse 
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Das Protokoll ist von der Versammlungsleitung und von der Protokollführung zu unter-
zeichnen und den Mitgliedern zeitnah zur Verfügung zu stellen. Eine Beschlussanfech-
tung ist nur innerhalb von vier Wochen nach Erhalt des Protokolls möglich. 

 
(7) Bei zeitkritischen Angelegenheiten kann der Vorstand eine schriftliche Beschlussfas-

sung ohne Einberufung einer Mitgliederversammlung durchführen, sofern die Mehr-
heit der stimmberechtigten Mitglieder zustimmt. Das schriftliche Beschlussverfahren 
und das Ergebnis sind zu protokollieren und den Mitgliedern innerhalb von 4 Wochen 
unterzeichnet schriftlich zur Verfügung zu stellen. 
 

(8) Protokolle sowie schriftliche Beschlussfassungen sind 10 Jahre aufzubewahren. 
 
9. Kasse und Kassenprüfung 

Das Sach- und Barvermögen des Vereins wird vom Vorstand verwaltet. Die Mittel des Ver-
eins sind sparsam und wirtschaftlich zu verwenden.  
 
Dabei hat der/die Kassenwart/in im Wesentlichen folgende Aufgaben: 
 

- führt die Vereinskasse und führt über alle Einnahmen und Ausgaben Buch 
- ist berechtigt, die laufenden Ausgaben mit Genehmigung des Vorstandes zu tätigen 
- sorgt für rechtzeitigen Eingang fälliger Beträge und führt das Mahnwesen durch 
- regelt versicherungsrelevante und steuerliche Angelegenheiten einschl. Ausstellen von 

Spendenquittungen 
- Haushaltsplanung, sofern vom Vorstand gefordert. 
 
Der/die Kassenwart/in erstellt einen Kassenbericht, der den Mitgliedern regelmäßig in der 
Jahreshauptversammlung vorgelegt wird. 

 
Kassenprüfung 

Zur Prüfung der Finanzunterlagen wählt die Mitgliederversammlung eine/n Kassenprü-
fer/in für eine Amtsdauer von zwei Prüfungsperioden. Es kann nur ein Mitglied des Vereins 
gewählt werden, jedoch kein Vorstandsmitglied. 
 
Dazu hat der/die Kassenwart/in sämtliche Unterlagen und Belege zur Verfügung zu stellen 
und Einsicht in die Bücher zu gewähren. 
 
Der/die Kassenprüfer/in dokumentiert das Prüfungsergebnis und berichtet hierüber in der 
Mitgliederversammlung. 
 
Sollte das Amt der/des Kassenprüfers/in z.B. durch Rücktritt unbesetzt sein, kann sich die 
Mitgliederversammlung alle notwendigen Unterlagen zur Prüfung direkt zeigen lassen um 
den Vorstand zu entlasten oder der Vorstand veranlasst eine unmittelbare im schriftlichen 
Umlaufverfahren. 
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10. Haftung 

Vorstand und Vereinsmitglieder haften nur mit dem Vereinsvermögen und werden von jeg-
licher Haftung mit ihrem Privatvermögen freigestellt, sofern kein Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit vorliegt (§ 31a, b BGB). Ehrenamtliche Helfer, die nicht Vereinsmitglied sind, wer-
den genauso gestellt. 
 
Für Schäden gleich welcher Art haftet der Verein nur, wenn einem Mitglied oder eine sons-
tige Person, für die der Verein nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechtes einzustehen 
hat, Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

 
11. Auflösung des Vereins 

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung beschlossen werden, 
bei der mindestens die Hälfte aller Vereinsmitglieder anwesend ist. Es bedarf einer Mehr-
heit von 3/4 der gültigen abgegebenen Stimmen. 
 
Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die/der Vorsitzende und 
die/der stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren.  
 
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwe-
cke fällt das Vereinsvermögen an eine andere Tierhilfeorganisation, die ausschließlich und 
unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke verfolgt. Die Liquidatoren bestimmten einen geeig-
neten, möglichst lokalen Tierschutzverein, der vergleichbare Interessen wie der aufzulö-
sende Verein verfolgt. 
 
Vorstehende Bestimmungen gelten entsprechend, wenn der Verein aus einem anderen 
Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

 
12. Eintritt der Satzung 

Vorstehende Satzung tritt mit Eintrag ins Registergericht in Kraft und ersetzt die bisherige 
Satzung aus dem Jahr 2005. 

 


